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1929

25. Oktober
„Schwarzer Freitag“ an den amerikanischen Börsen.

2. November
Der Reichsbankdiskont wird um ½ Prozent auf 7 Prozent herabgesetzt, nachdem ähnliche Maßnahmen in New York, London und Amsterdam vorangegangen sind

6. Dezember
Memorandum des Reichsbankpräsidenten Schacht zum Young‑Plan.

12. Dezember
Erklärung des Reichskanzlers über das Finanzpro​gramm im Reichstag.

20. Dezember
Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen  Großbritannien und Rußland

21. Dezember
Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung

23. Dezember
Ernennung Moldenhauers zum Finanzminister und Schmidts zum Wirtschaftsminister




1930

3.‑20. Januar
Zweite Haager Konferenz zur endgültigen Regelung der Reparationsfrage. Der Young‑Plan wird angenommen.

17. Februar
Rücktritt des Kabinetts Tardieu in Frankreich.

/3. März
Der Reichspräsident unterzeichnet die wichtigsten Young‑Plan‑Gesetze.

27. März
Rücktritt des Kabinetts Müller.

30. März
Bildung des Kabinetts Brüning.

17. Mai
Inkraftsetzung des Young‑Plans. Memorandum Bri​ands über eine europäische Union. Paris ordnet die Räumung des besetzten Rheinlandes an.

30. Juni
Die Räumung des Rheinlandes ist beendet.

23. Juli
Gründung der (neuen) Konservativen Volkspartei.

26. Juli
Erlaß der Notverordnung zur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände.

27. Juli
Gründung der Deutschen Staatspartei.

14. September
Reichstagswahlen. Ungewöhnlich hoher Stimmengewinn der NSDAP; Erhöhung ihrer Mandate von 12 auf 107.

25. September
Rücktritt des Kabinetts Schober in Österreich.

11. Oktober
Das Reich nimmt einen Kredit in Höhe von 125 Mil​lionen Dollar auf.

1. Dezember
Erlaß der Notverordnung zur Sicherung von Wirt​schaft und Finanzen.




1931

4.‑11. Januar
Reise des Reichskanzlers Brüning durch Ostdeutsch​land.

27. Januar 
Bildung des Kabinetts Laval in Frankreich.

3.‑5. März
Besuch des Reichsaußenministers Curtius in Wien.

9. März
Annahme von Osthilfegesetzen im Reichstag.

21. März
Bekanntgabe des deutsch‑österreichischen Plans einer Zollunion.

31. März
Erklärung von Curtius über den deutsch‑österreichischen Zollunionsplan.

15. April
Deutscher Antrag, den deutsch‑österreichischen Zoll​unionsplan auf die Tagesordnung der Mai‑Tagung des Genfer Europa‑Ausschusses zu setzen.

9. Mai
Die französische Kammer lehnt einstimmig den deutsch​-österreichischen Zollunionsplan ab.

5. Juni
Erlaß der Zweiten Notverordnung zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen.

5.‑9. Juni
Reise von Brüning und Curtius nach London: deutsch​-englische Aussprache in Chequers.

11. Juni
Kommunistische „Hungermärsche“.

12. Juni
Aussprache zwischen Reichspräsident von Hindenburg und Reichskanzler Brüning über die Wirtschaftskrise.

20. Juni
Telegrafischer Brief des Reichspräsidenten von Hin​denburg an den amerikanischen Präsidenten. Botschaft Hoovers mit dem Vorschlag, ein Feierjahr für alle Zahlungen von Kriegsschulden und Reparationen zu verkünden.

23. Juni
Brüning regt eine deutsch‑französische Aussprache an.


Rede Stalins: wirtschaftspolitischer Kurswechsel.

9./10. Juli
Erfolglose Kreditverhandlungen des Reichsbankpräsi​denten Luther mit dem Ausland.

13. Juli
Ausbruch der Banken‑ und Finanzkatastrophe in Deutschland.

18./19. Juli
Besuch von Brüning und Curtius in Paris.

20.‑23. Juli
Sieben‑Mächte‑Konferenz in London über den Hoo​ver‑Plan.

27./28. Juli
Besuch der englischen Minister MacDonald und Hen​derson in Berlin.

4. August
Rundfunkrede Brünings über die Krisis. Wirtschafts​politische Reformgesetze in der Sowjetunion.

19. August
Unterzeichnung des Baseler Gutachtens über die deut​sche Wirtschaftskrise (Layton‑Bericht).

3. September
Der österreichische Vizekanzler Schober und der deutesche Außenminister Curtius sprechen in Genf den Verzicht auf die Zollunion aus.

21. September
Aufhebung des Goldstandards in Großbritannien. Los​lösung der griechischen Währung vom englischen Pfund.

28. September
Aufhebung des Goldstandards in Schweden.

29. September
Aufhebung des Goldstandards in Dänemark.

3. Oktober
Rücktritt des deutschen Außenministers Curtius.

6. Oktober
Erlaß der Dritten Notverordnung zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung politi​scher Ausschreitungen.

9. Oktober
Umbildung des Kabinetts Brüning (Zweites Kabinett Brüning).

11. Oktober
Tagung der Nationalen Opposition in Bad Harzburg.

12. Oktober
Aufhebung des Goldstandards in Finnland.

9. November
Bestellung des Rittergutsbesitzers Schlange‑Schöningen (MdR) zum Reichskommissar für die Osthilfe und zum Reichsminister ohne Geschäftsbereich.

17. November
Erlaß einer Verordnung zur Sicherung der Ernte und der landwirtschaftlichen Entschuldung im Osten.

20. November
Erlaß der Ersten Verordnung über Einfuhrzölle in Großbritannien als Gegenmaßnahme zur Pfundabwer​tung.

23. November
Abschluß der Beratungen des deutschen Wirtschaftsbei​rates.

27. November
Erlaß der Zweiten Verordnung über Einfuhrzölle in Großbritannien.

8. Dezember
Erlaß der Vierten Notverordnung zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zum Schutz des inneren Friedens.

10. Dezember
Erklärung des Reichsfinanzministers Dietrich über die Lage.

18. Dezember
Erlaß der Dritten Verordnung über Einfuhrzölle in Großbritannien.

24. Dezember
Unterzeichnung des Moratoriumsgesetzes durch Prä​sident Hoover.




1932

7.‑12Januar
Ergebnislose Verhandlungen über eine parlamentari​sche Verlängerung der Amtsdauer des Reichspräsiden​ten von Hindenburg.

8. Januar
Rücktritt des französischen Außenministers Briand. Beginn der Kabinettskrise.

16. Februar
Rücktritt des Kabinetts Laval.

20. Februar
Bildung des Kabinetts Tardieu.

9. März
Notverordnung zum Schutz der Wirtschaft.

13. März
Erster Wahlgang der Reichspräsidentenwahl.

25. März
Tardieu verkündet sein außenpolitisches Programm.

29. März
Notverordnung zur Haushaltsführung.

10. April
Zweiter Wahlgang der Reichspräsidentenwahl. Hin​denburg wird wiedergewählt.

3o.Mai
Rüdktritt des Kabinetts Brüning.

1./2. Juni
Bildung des Kabinetts Papen.

4. Juni
Auflösung des Reichstages.

14. Juni
Erlaß einer sozialpolitischen Notverordnung und einer Notverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung.

16. Juni–9. Juli
Reparationskonferenz von Lausanne.

20. Juli
Absetzung der geschäftsführenden preußischen Regie​rung und Einsetzung des Reichskanzlers von Papen als Reichskommissar für Preußen.

13. August
Scheitern der Verhandlungen über die Beteiligung der NSDAP an der Reichsregierung.

28. August
Reichskanzler von Papen verkündet sein Wirtschaftsprogramm.

3o. August
Eröffnung des neuen Reichstages.

4./5. September
Erlaß von Notverordnungen zur Belebung der Wirt​schaft.

12. September
Auflösung des Reichstages.

26. September
Reichsminister von Braun verkündet sein landwirt​schaftliches Programm.

6. November
Reichstagswahlen.

17. November
Rücktritt des Kabinetts Papen.

21.‑24. November 
Ergebnislose Verhandlungen mit Hitler über die Be​teiligung an einer neuen Reichsregierung.

2. Dezember
Bildung des Kabinetts Schleicher.

6. Dezember
Eröffnung des Reichstages.

15. Dezember
Programmatische Rundfunkrede des Reichskanzlers Schleicher. 

19. Dezember
Neue Verordnung zur Sicherung des inneren Friedens.




1933

4 Januar
Kölner Konferenz zwischen Hitler und Papen.

7. Januar
Stalin berichtet über die Ergebnisse des ersten Fünf​jahresplans und die Möglichkeit des „Sozialismus in einem Land“.

28. Januar
Rücktritt des Kabinetts Schleicher.

30. Januar
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler und Bildung des „Reichskabinetts des nationalen Zusammenschlusses“.

